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400 Beförderungen noch in 2019!

Auch die DGB-Landesbeamten-
kommission mit Heinfried Keithahn 
aus dem Geschäftsführenden Landes-
vorstand der GdP drängte im Ge-
spräch mit Bürgermeister Boven-
schulte und Finanzsenator Strehl am 
26. 8. 2019 auf eine derartige Lösung. 
Mit Erfolg.

Der neue Senat beschloss am 27. 8., 
dass Beamten und Beamtinnen durch 
die haushaltslose Zeit keine Nachtei-
le entstehen dürfen. Der Beförde-
rungszeitpunkt wird deshalb auf den 
31. 12. 2019 vorgezogen, damit rund 
700 Bremer Beamte und Beamtinnen 
die ihnen zustehenden Beförderun-
gen bekommen!

Vorrausichtlich 400 davon gehen 
an die Polizei Bremen. Und es wird 
eine Kulanzregelung geben für jene, 
deren Wartezeit durch das Vorziehen 
des Beförderungsdatums noch nicht 
erfüllt ist.

Das ist ein tolles erstes Zeichen der 
neuen Regierung. Gewiss. Wer aller-
dings die Mehrzahl Bremer Polizisten 
und Polizistinnen auch funktionsan-
gemessen alimentieren möchte, wird 
zukünftig noch viel mehr aufs Beför-
derungsgaspedal drücken müssen. 
Dem GLV wurden beim Besuch im 
Rathaus dementsprechend im Früh-
jahr noch ganz andere Zahlen ge-
nannt.

Die müssen aber auch noch nicht 
vom Tisch sein. Denn wenn der ein-
heitliche Beförderungstermin fällt, 
bieten sich bestimmt noch weitere 
Möglichkeiten, den Polizeiberuf auch 
in dieser Hinsicht attraktiver zu ge-
stalten.

Wer auf die aktuellen Belastungen 
der Kollegen und Kolleginnen schaut, 
sieht darin ohnehin eher eine Art 
Schmerzensgeld, das immer noch viel 
zu wenige erhalten.

Bundesligaeinsätze sind wieder 
personelle Belastung

Gleich die ersten beiden Bundesli-
gaspiele der neuen Saison brachten 
die Polizei Bremen wieder über die 
Grenze dessen, was leistbar und für 

die Kollegen und Kolleginnen erträg-
lich ist. Die Verstöße gegen Regel-
werke im Dienstplan sind nicht mehr 
die Ausnahme, sondern die Regel.

Die nicht hinnehmbaren Ultra-An-
griffe auf Einsatzkräfte haben gezeigt, 
was passieren kann, wenn nicht genü-
gend Beamte im Einsatz sind. Insofern 
muss sogar die Personalvertretung 
fürchten, die Gesundheit der Einge-
setzten zu gefährden, wenn sie der x-
ten Anforderung von Kollegen und 
Kolleginnen aus dem freien Wochen-
ende ihre Zustimmung verweigert.

Personalnöte auch auf  
den Streifenwagen

Auch der reaktive Einsatz im 110-Pro-
zess muss unantastbar bleiben. Ist er 
aber leider nicht. Auch hier stellen wir 
immer wieder fest, dass die Personalnö-
te an den Einsatzstandorten nicht so 
ganz zu den Controllinglisten und Be-
rechnungen zu passen scheinen.

Schon während der Koalitionsverhandlungen und erneut noch bevor 
die neue Bürgerschaft erstmals getagt und den neuen Bremer Senat 
gewählt hatte, war die Gewerkschaft der Polizei bereits aktiv gewor-

den. Die Fraktionen wurden unter anderem schriftlich auf den Umstand 
hingewiesen, dass in der haushaltslosen Zeit im ersten Halbjahr 2020 
keine Beförderungen möglich sein würden. Im Weser-Kurier vom 13. 8. 
2019 forderte der GdP-Landesvorsitzende deshalb nochmals den neuen 
Senat auf, den Beförderungstermin auf den 31. 12. 2019 vorzuziehen und 
erinnerte an entsprechende Aussagen im Wahlkampf.

Bürgermeister Andreas Bovenschulte    
� Foto: SPD Bremen 

Bis zur ersten Beförderung dauert es viele 
Jahre. Das zu ändern ist eines unserer 
Verhandlungsthemen mit der neu gewählten 
Regierung in Bremen.

Finanzsenator Dietmar Strehl     
� Foto: Senator für Finanzen
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Die Politik möchte natürlich auch 
gerne wieder alle KOP-Stellen besetzt 
wissen, und der Innensenator will 
endlich einmal die Aktenhalde abge-
arbeitet sehen. Alles verständlich. Und 
übrigens erfüllbar, wenn man schon 
nach der Jahrtausendwende auf die 
GdP gehört hätte. So sind wir wegen 
der „unerwarteten“ Altersabgänge 
trotz guter Einstellungszahlen mittel-
fristig aber immer noch nicht dort, wo 
wir schon unter unserem heutigen 
BKA-Präsidenten und GdP-Mitglied 
Holger Münch waren.

„Die Politik muss uns sagen, was 
wir liegen lassen sollen“, haben wir 
oft von ihm gehört. So recht geant-
wortet hat ihm die Politik nicht. Bis 
heute übrigens.

Lüder Fasche

TERMIN
Redaktionsschluss für die November-
Ausgabe 2019, Landesjournal Bre-
men, ist der 8. Oktober 2019.
Artikel bitte mailen an:
Ahlersbande@t-online.de

GdP VERHANDELT
ERFOLGREICH Koalition will die Versorgungs-

rücklage angreifen

W er die Koalitionsvereinba-
rung aufmerksam liest, 
findet folgende Passage: 

„Veränderungsvorstellungen in 
einzelnen Ressorts werden in 
Hinsicht auf die gesamte Tarif- bzw. 
Besoldungsstruktur im öffentlichen 
Dienst überprüft. Zur Finanzierung 
sollen verfügbare Mittel aus dem 
Sondervermögen Versorgungsrück-
lage beitragen.“

Nun brauchen wir eigentlich keine 
Rücklagen für die Versorgungsbezü-
ge, denn das Alimentationsprinzip 
verpflichtet den Dienstherrn, seinen 
Beamtinnen und Beamten auch im Ru-
hestand einen angemessenen Lebens-
unterhalt zu gewährleisten. Amtsan-
gemessene Beamtenversorgung ist 
originäre Aufgabe des Dienstherrn. 
Ob er dabei das Geld aus dem laufen-
den Haushalt nimmt oder Rücklagen 
bildet, ist unerheblich. Und doch hat 
ein Griff in die Versorgungskassen ei-
nen bitteren Beigeschmack.

Bremen hat hier zwei Sonderver-
mögen angelegt, die Versorgungs-
rücklage und den Versorgungsfond.

Die Versorgungsrücklage

Sie basiert auf dem Versorgungsre-
formgesetz des Bundes von 1998. Da-
durch wurden Bund und Länder zur 
Einrichtung einer Versorgungsrück-
lage verpflichtet. Die allgemeine Be-
gründung des Gesetzes von 1998 ist 
durchaus interessant: 

„Alle Alterssicherungssysteme ste-
hen in Zukunft vor großen Problemen, 
da vor allem die demographische Ent-
wicklung (höhere Lebenserwartung, 
sinkende Geburtenzahlen) ansteigen-
de Kosten – auch in der Beamtenver-
sorgung – mit sich bringt.

Insbesondere beeinflusst die Lauf-
zeit der Leistungen die Kosten ent-
scheidend, sodass gerade dem Trend 
zur sogenannten ‚Frühpensionierung‘ 
entgegengewirkt werden muss. Je frü-
her jemand in den Ruhestand versetzt 
wird, umso höher sind die Versorgungs-
kosten. Die Untersuchungen des Ver-
sorgungsberichts der Bundesregierung 
belegen, dass im Jahr 1993 nur jeder 
fünfte Beamte bis zum Erreichen einer 

gesetzlichen Altersgrenze im aktiven 
Dienst geblieben ist. Die meisten Be-
amten wurden im Wege der Frühpensi-
onierung wegen vorzeitiger Dienstun-
fähigkeit in den Ruhestand versetzt. In 
mehr als der Hälfte aller Fälle trat diese 
zwischen dem 50. und 60. Lebensjahr 
und insbesondere nach Vollendung des 
55. Lebensjahres ein. Das durchschnitt-
liche Pensionseintrittsalter aller Beam-
ten lag mit knapp 59 Jahren – wie auch 
in anderen Alterssicherungssystemen - 
sechs Jahre unterhalb der gesetzlichen 
Altersgrenze. Gleichzeitig steigt die Le-
benserwartung und verlängert eben-
falls die Dauer des Bezugs von Versor-
gungsleistungen. 

Weil aber die Höhe der Versor-
gungskosten maßgeblich auch durch 
die Bezugsdauer der Versorgungsleis-
tungen bestimmt wird, sind gesetzge-
berische Maßnahmen geboten, die 
die festzustellende Tendenz zur Früh-
pensionierung durchbrechen und zu 
einer Verlängerung der durchschnitt-
lichen Lebensarbeitszeit führen. …“

Die Rücklage sollte durch Beträge 
gespeist werden, die durch eine Redu-
zierung der Besoldung und Versorgung 
in der Zeit von 1999 bis 2013 entstan-
den. In diesem Zeitraum wurden die 
Besoldungserhöhungen gegenüber 
den Tariferhöhungen im öffentlichen 
Dienst immer um 0,2 Prozent gekürzt. 
Insgesamt sollten also 3 Prozent der Be-
soldung und damit auch der Versor-
gung einbehalten und eingezahlt wer-
den. Ab 2014 sollte das erwirtschaftete 
Geld dann in elf Stufen wieder entnom-
men werden. Auf diese Weise wollte 
der Staat den für 2020 erwarteten Ver-
sorgungsberg abflachen. Die Rücklage 
war zielgerichtet und sollte sich nach 
Entnahme der Mittel auflösen.

Ab 2003 wurde dann jedoch die 
Reduzierung von jeweils 0,2 Prozent 
für acht Besoldungsanpassungen aus-
gesetzt. Dafür wurden jetzt zusätzlich 
50 Prozent der Beträge, die durch die 
Absenkung der Höchstversorgung 
von 75 auf 71,75 Prozent eingespart 
wurden, in die Rücklage gezahlt.

So weit die Planung. Bremen hat je-
doch bereits seit 2006 die erwirtschafte-
ten Kapitalerträge wieder entnommen 
und den Haushalten zweckgebunden 
zur teilweisen Kompensation der stei-
genden Versorgungslasten zugeführt, 
und seit 2014 werden auch keine Ein-
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zahlungen in die Versorgungsrücklage 
mehr vorgenommen.

Damit befanden sich Ende 2016 
rund 84,14 Millionen Euro in der 
Rücklage. Die erwirtschafteten Kapi-
talerträge gingen an das Land Bre-
men (ca. 1,4 Millionen Euro), die 
Stadtgemeinde Bremen (ca. 1,2 Milli-
onen Euro) und die Stadtgemeinde 
Bremerhaven (ca. 0,3 Millionen Euro).

Der Versorgungsfond

Es war zu erwarten, dass die Ver-
sorgungsrücklage allein nicht ausrei-
chen würde, um die Haushaltsbelas-
tungen aus dem weiteren Anstieg der 
Versorgungslasten abzufedern. Da-
her bildete Bremen 2005 freiwillig 
eine Rücklage zur Versorgungsvor-
sorge, den Versorgungsfond.

Die hier eingespeisten Mittel stam-
men aus 
• �den Einsparungen, die durch die 

Verbeamtung von Angestellten bei 
den laufenden Bezügen entstehen,

• �den Einsparungen, die seit 2016 
durch die Reduzierung der Versor-
gung in Bremen von ca. 0,4 Prozent 
entstehen, 

• �Mitteln für eine zweckentsprechen-
de Verwendung von Versorgungs-
zuschlägen bei refinanzierter Be-
schäftigung.
Nach der bisherigen Planung soll 

der immer weiter steigende Kapital-
stock unangetastet bleiben. Entnah-
men sind bisher auf die Kapitalerträ-
ge nach Abzug der Aufwendungen 
begrenzt.

Im Fond befanden sich Ende 2016 
(inklusive Rückstellungen für Alters-
teilzeit) ca. 496 Millionen Euro. Kapi-
talerträge gingen 2016 an das Land 
Bremen (ca. 1,4 Millionen Euro) und 
an die Stadtgemeinde Bremen (ca. 7,5 
Millionen Euro). Bremerhaven nutzt 
diesen Fond nicht.

Der bittere Beigeschmack

In die Sondervermögen fließen also 
Mittel, die bei den Einkommen der 
Beamten und Versorgungsempfänger 
zuvor eingespart wurden. Die Redu-
zierung der Besoldung und Versor-
gung für die Versorgungsrücklage ist 
dauerhaft und doch wird schon seit 
Jahren kein Geld mehr in das Sonder-
vermögen eingezahlt. Mit Blick auf 
den Zweck der Rücklage mag das ja 
noch in Ordnung sein. Aber warum 

geht das Geld dann nicht in den 
Fond? 

Oder noch besser, die Besoldung 
wird wieder angehoben. Dafür spricht 
einiges. Unter anderem ist der eigent-
liche Grund für die Rücklage hinfäl-
lig. Die Altersgrenze wurde angeho-
ben und Frühpensionierungen sind 
inzwischen die Ausnahme. Die Be-
zugsdauer der Versorgungsbezüge 
hat sich nicht verlängert, sondern re-
duziert. Auf der anderen Seite hat die 

Abkopplung der Besoldung von den 
Tarifergebnissen das System gefähr-
lich nahe an den Rand der verfas-
sungskonformen Mindestalimentati-
on geführt.

Auf jeden Fall würden durch eine 
zweckwidrige Verwendung von Ver-
sorgungsrücklage und -fond gleich-
zeitig auch die Kolleginnen und Kol-
legen betrogen, die mit ihrem Geld 
die Kassen gefüllt haben.

Heinfried Keithahn

Anzeige
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Betreuungseinsätze ein voller Erfolg!

Seit diesem Jahr strahlt unser neu-
er grüner GdP-Bus in der Liegen-
schaft der Bereitschaftspolizei in 

Huckelriede. Wofür wird der eigentlich 
genutzt? Ganz klar! Wir, die JUNGE 
GRUPPE (GdP) Bremen, versuchen da-
mit, so viele Werderspiele wie möglich 
abzudecken und die Kolleginnen und 
Kollegen mit Kaffee, Eistee und kleinen 
Snacks zu versorgen. Einsatzbetreu-
ung, das ist in vielerlei Hinsicht eine 
gute Sache. In erster Linie geht es na-
türlich um die Versorgung der Bereit-
schaftspolizei, die wieder einmal das 
Wochenende am Stadion verbringt und 
das häufig auch an eigentlich freien Ta-
gen. Gerade jetzt, wo wir wieder auf 
die kalte Jahreszeit zusteuern, kann 

sich jeder vorstellen, wie ein heißer 
Kaffee ein Lächeln in die Gesichter 
zaubert, wenn die „grünen Engel“ vor-
beikommen. Aber was bringt die Ein-

satzbetreuung eigentlich noch? Unser 
Landesjugendvorsitzender Jannik 
Wessels weiß das genau.

„In meinem Fall war es die Einsatz-
betreuung, die mich zum aktiven Ge-
werkschafter hat werden lassen. Als 
Student ist es eine super Erfahrung, 
schon während man noch die harte 
Schulbank drückt, sich einen Eindruck 
zu holen, wo geht die Reise eigentlich 
hin und vor allem zu sehen, wofür es 
sich lohnt! Und so habe ich mich an 
mehreren Betreuungseinsätzen betei-
ligt. Ich war bei Werderspielen und 
später beim 1. Mai in Hamburg und 
auch in Hannover bei einer Demo als 
GdP-Einsatzbetreuer. Schließlich wur-
de ich vom damaligen Vorstand ange-
sprochen, ob ich mir nicht auch mehr 
vorstellen könnte und mich auch poli-
tisch engagieren will. Ich persönlich 
kann es nur jedem empfehlen. Man 
baut sich ein Netzwerk auf, das nahezu 
für jedes Problem eine Lösung bereit-
hält. Inzwischen habe ich mir so ein 
bundesweites Netzwerk über meine 
JUNGE GRUPPE-(GdP)-Tätigkeit auf-
gebaut. Und ja, alles begann mit einer 
Einsatzbetreuung.“

Für unsere zukünftigen Betreuungs-
einsätze haben wir eine WhatsApp-
Gruppe gegründet, in der wir über an-
stehende Betreuungseinsätze informie-
ren. Wir suchen immer nach Verstär-
kung, schließlich fasst der Bus einige 
Plätze, die gefüllt werden wollen. Wenn 
auch du Interesse hast – dabei ist es völ-
lig egal, ob JUNGE GRUPPE (GdP), 
Frauengruppe, Seniorengruppe oder 
eine Fachgruppe –, dann melde dich bei 
uns! Wir freuen uns auf dich und auf 
den spannenden Austausch während 
des Tages mit dir!

Melden kannst du dich bei unserem 
Landesjugendvorsitzenden Jannik 
Wessels, den erreichst du unter  
01 70/3 20 81 38.

Anzeige



10 – 2019 Deutsche Polizei  5

LANDESJOURNALBremen

FACHGRUPPE SENIOREN
Anzeige



6  10 – 2019 Deutsche Polizei

LANDESJOURNAL Bremen

GdP-SERVICE-GMBH
Anzeige



10 – 2019 Deutsche Polizei  7

LANDESJOURNALBremen

JUBILAREHRUNGEN 2019 SENIOREN

KREISGRUPPE BREMERHAVEN

Erste Termine stehen fest
Aktive Polizei Bremen  

und Bürgerämter

Am Donnerstag, dem 14. 11. 2019 
findet die Ehrung der Aktiven aus 
der Polizei Bremen und des ehemali-
gen Stadtamtes in einer neuen Ört-
lichkeit statt. Grund hierfür ist, dass 
der Raum in der Geschäftsstelle für 
79 Jubilare bei Weitem nicht aus-
reicht. Im schönen Ambiente der 
DKV-Residenz, Am Wandrahm  
40–43, 28195 Bremen, wird es einen 
Empfang geben, anschließend die 
Ehrung und dann ein gemeinsames 
Essen. 

Senioren Bremen

Die Jubilarehrung der Senioren aus 
Bremen wird auf Wunsch der Senio-
ren in diesem Jahr nicht im Rahmen 
der Weihnachtsfeier stattfinden. Zeit-
punkt und Örtlichkeit dieser separa-
ten Veranstaltung geben wir noch be-
kannt.

Aktive und Senioren  
Bremerhaven

Die Aktiven und Senioren aus Bre-
merhaven werden gemeinsam ge-
ehrt. Auch hier informieren wir noch 
über Zeitpunkt und Örtlichkeit.

Eingeladen werden alle Kollegin-
nen und Kollegen, die in diesem Jahr 
25, 40, 50, 60 oder 70 Jahre Mitglied 
in der GdP sind. Berücksichtigt wer-
den auch Vorzeiten in anderen Ge-
werkschaften, sofern diese mitgeteilt 
wurden oder bereits bekannt sind. 
Alle Jubilare erhalten eine schriftli-
che Einladung.

Sollte jemand feststellen, dass er 
nicht berücksichtigt wurde oder seine 
Vorzeiten in anderen Gewerkschaf-
ten unvollständig sind, bitten wir um 
eine kurze Mitteilung an die Kollegin 
Anne Bauer, Geschäftsstelle Bremen, 
Telefon 04 21/94 95 85-4 oder per  
E-Mail an anne.bauer@gdp.de

Euer Geschäftsstellenteam

Internationaler Tag der älteren 
Generation – Dienstag, 1. Oktober 
2019, 12.30 – 16 Uhr, Marktplatz 
Bremen.

Neu ist, dass dieser Tag erstma-
lig auf dem Marktplatz stattfindet.

Der GdP-Seniorenvorstand ist wie 
in jedem Jahr mit einem Infostand 
vertreten. Wir freuen uns über Besu-
che aus dem Kollegenkreis.

Wolfgang Karzenburg

Bremerhaven
Dienstag, 8. Oktober 2019, 16 Uhr, 

Ernst-Barlach-Haus, Am Holzhafen 8

Bremen

Donnerstag, 10. Oktober 2019, 
15.30 Uhr, Grollander Krug
Wir hoffen, viele neu pensionierte 

Kolleginnen und Kollegen begrüßen 
zu können.� Wolfgang Karzenburg

Monatstreffen

Veranstaltung
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